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● RTVG beschränkt sich auf Radio und Fernsehen

● Veränderung der Medienangebote und -nutzung infolge Digitalisierung

● SRG macht sehr viel mehr als Radio und TV

● Bundesgesetz über elektronische Medien (BGeM) soll RTVG ablösen

● Vernehmlassung 2018 durchgeführt

Bundesgesetz über elektronische Medien (BGeM)
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Inhalt des BGeM (Vernehmlassungsentwurf)

Vorlesung Buch- und Medienwirtschaft Recht II, Prof. Dr. Daniel Hürlimann

● Art. 2 Abs. 1 VE-BGeM: 
“Unter dieses Gesetz fallen die Medienangebote der Schweizerischen Radio- und 
Fernsehgesellschaft (SRG), die Medienangebote, die Gegenstand einer 
Leistungsvereinbarung sind, sowie schweizerische Fernsehprogramme.”

● Medienangebot: von einer Medienanbieterin nach redaktionellen Kriterien 
zusammengestellte Medienbeiträge und/oder Werbung (Art. 4 lit. b)

● Medienanbieterin: Organisation, welche die Auswahl, den Inhalt und die 
Gestaltung des Medienangebots bestimmt (Art. 4 lit. g)

● Medienbeitrag: formal und inhaltlich in sich geschlossener, redaktioneller 
Teil eines Medienangebots (Art. 4 lit. a)
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Inhalt des BGeM (Vernehmlassungsentwurf)

Aufbau des Gesetzes:
○ Allgemeine Bestimmungen
○ Grundsätze
○ Werbung und Sponsoring
○ SRG und Medienanbieterinnen mit einer Leistungsvereinbarung
○ Übertragung von Medienangeboten
○ Indirekte Medienförderung
○ Medienforschung und Statistik 
○ Abgabe für elektronische Medien
○ Kommission für elektronische Medien
○ Aufsicht und Rechtsschutz
○ Verwaltungsgebühren
○ Schlussbestimmungen
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Inhalt des BGeM (Vernehmlassungsentwurf)

Vorlesung Buch- und Medienwirtschaft Recht II, Prof. Dr. Daniel Hürlimann

● Grundsätze (Art. 5-12)
○ Staatsunabhängigkeit und Autonomie
○ Impressumspflicht
○ Mindestanforderungen bezüglich Medienangeboten
○ Jugendschutz
○ Aufbereitung für Menschen mit einer Sinnesbehinderung
○ Kurzberichterstattungsrecht bei öffentlichen Ereignissen
○ Freier Zugang zu Ereignissen von erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung
○ Förderungspflichten
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 Zurverfügungstellen von Inhalten (Art. 30)

1 Die SRG stellt anderen schweizerischen Medienunternehmen, aktuelle 
eigenproduzierte Informationsbeiträge sowie Kurzversionen von 
tagesaktuellen Medienbeiträgen so zur Verfügung, dass diese die Beiträge 
unverändert in ihrem Medienangebot aufnehmen können.

2 Diese Beiträge sind zu angemessenen, transparenten und gleichwertigen 
Bedingungen zur Verfügung zu stellen.

3 Auf Gesuch einer Partei legt die KOMEM [Kommission für elektronische 
Medien] die Bedingungen fest.

Inhalt des BGeM (Vernehmlassungsentwurf)
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Inhalt des BGeM (Vernehmlassungsentwurf)
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Zurverfügungstellen von Inhalten (Art. 30)

Auszug aus dem erläuternden Bericht zur Vernehmlassung, S. 38 f.:
“Die Bestimmung regelt die Übernahme von SRG-Beiträgen in Originallänge oder in eigens 
hergestellten Kurzversionen durch andere schweizerische Medienunternehmen auf der Basis 
des Modells «Shared Content». Adressaten sind alle schweizerischen Medienunternehmen, 
welche publizistisch tätig sind. Als Gegenleistung für das Zurverfügungstellen der Beiträge 
muss die SRG die Möglichkeit haben, die Mehrkosten, die ihr daraus erwachsen, den 
Nutzern der Beiträge zu belasten. Angesprochen sind hier zunächst Medienbeiträge im 
Informationsbereich, beispielsweise zu einem aktuellen politischen, wirtschaftlichen oder 
kulturellen Ereignis oder Thema, die von SRG-Medienschaffenden hergestellt wurden, die in 
voller Länge angeboten werden.”

https://perma.cc/6PUV-VRSQ
https://perma.cc/53XL-BHNL


Motion: Umsetzung eines Open-Content-Modells
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Motionstext: “Der Bundesrat wird beauftragt, eine Vorlage auszuarbeiten, welche im Rahmen einer 
RTVG-Teilrevision und im Hinblick auf die Erarbeitung der neuen Konzession für die SRG die Umsetzung 
eines Open-Content-Modells ermöglicht. Das Open-Content-Modell soll so ausgestaltet sein, dass private 
Schweizer Medien die Eigenproduktionen der SRG-Mediathek verwenden dürfen.”

Antwort des Bundesrates: “Das Open-Content-Modell ist auch aus publizistischer Sicht problematisch: 
Die SRG-Beiträge könnten ohne klare Quellenangabe und in einem grundsätzlich veränderten Kontext 
genutzt werden. Die Bezüger sähen sich nicht mehr veranlasst, in eigene Recherchen und Produktionen zu 
investieren, was zu einer Abnahme der Medienvielfalt und möglicherweise auch zu einem Abbau von 
redaktionellen Arbeitsplätzen führen könnte. Beim Open-Content-Modell könnten sich SRG-Inhalte sogar 
zu einer kostenlosen Konkurrenz zu Aufträgen der privaten Medien an die einheimische unabhängige 
audiovisuelle Industrie entwickeln. Das Modell des Open Content bietet schliesslich keine Garantie, dass 
private Medien zusätzliche Werbeeinnahmen, die sie dank gebührenfinanzierter SRG-Inhalte realisieren, 
wieder in journalistische Angebote investieren, wie dies bei der SRG der Fall ist.”

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20173009


Kritik am Bundesgesetz über elektronische Medien
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● RA Sandra Hanhart (NZZ):
○ “Die Architekten des geplanten Mediengesetzes sind auf halbem Weg stehengeblieben.”
○ “Direkte oder indirekte Medienförderung ist ein Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit und 

lässt sich nur mit einem übergeordneten Ziel rechtfertigen. Dieses lautet hier: Erhalt der 
Qualität und der Vielfalt der Medien.”

○ “Es ist nicht ersichtlich, inwiefern für die Förderung von Online-Medien, die im 
Wesentlichen audiovisuelle Beiträge wiedergeben, eine Rechtfertigung bestehen soll, 
aber keine für Medien, die vorab Textbeiträge publizieren.”

○ “Durch den Ausschluss der Verlage aus dem Anwendungsbereich des neuen Gesetzes 
verfehlt der Bundesrat sein Ziel einer vielfältigen, umfassenden und qualitativ 
hochstehenden Schweizer Medienlandschaft.”

https://perma.cc/Q25J-AB2W


Kritik am Bundesgesetz über elektronische Medien
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● Prof. Dr. Urs Saxer (NZZ):
○ “Das Bundesgesetz über Radio und Fernsehen ist veraltet. Das neue bleibt indes auf 

halbem Weg stecken.”
○ “Weder die für die Medienwelt hoch relevanten Informationsintermediäre, also die 

Social-Media-Portale, noch Suchmaschinen oder die Presse kommen im Entwurf 
überhaupt vor. Damit negiert der Entwurf zentrale Probleme.”

○ “Etliche dieser Unstimmigkeiten des Gesetzesentwurfs sind darauf zurückzuführen, dass 
die Verfassungsgrundlage für eine allgemeine, umfassende Medienpolitik des Bundes 
fehlt.”

○ “Vielmehr bedarf es einer neuen Verfassungsnorm, um die Medienordnung 
regulatorisch neu zu konzipieren und konfigurieren.”

https://perma.cc/H33S-86AZ


Fall: ETH-Bibliothek

● ETH Zürich betreibt einen Dokumentenlieferdienst. Im Rahmen dieses 
Dienstes scannt sie auf Anfrage eines (beliebigen) Bestellers hin Auszüge aus 
in der Bibliothek vorhandenen Zeitschriften oder Sammelbänden ein oder 
kopiert diese auf analoge Weise und sendet daraufhin die angefertigte Kopie 
dem Besteller per E-Mail (als PDF-Datei) oder per Post zu.

● Die Klägerinnen (Verlage) stellen sich auf den Standpunkt, der 
Dokumentenlieferdienst verletze ihre Urheberrechte und sei daher unzulässig.

● Die Beklagte ist der Ansicht, ihre Dienstleistung bewege sich im Rahmen des 
urheberrechtlich zulässigen Eigengebrauchs.
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Fall: ETH-Bibliothek
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● Liegt ein Eingriff in Art. 10 URG (Verwendung des Werks) vor?

● Falls ja: Handelt es sich um einen Anwendungsfall von Art. 19 URG 
(Verwendung zum Eigengebrauch)?

https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19920251/index.html#a10
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19920251/index.html#a19


Fall: ETH-Bibliothek
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● Liegt ein Eingriff in Art. 10 URG (Verwendung des Werks) vor?

● Falls ja: Handelt es sich um einen Anwendungsfall von Art. 19 URG 
(Verwendung zum Eigengebrauch)?

Leser: Eigengebrauch 
i.S.v. Art. 19 Abs. 1
lit. a oder b oder c?

Bibliothek = Dritte 
i.S.v. Art. 19 Abs. 2

Verlag = 
Rechtsinhaber

bestellt

scannt und 
schickt

ermöglicht 
Zugangbezahlt für 

Zugang
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Fall: ETH-Bibliothek

Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 7. April 2014

● Wissenschaftlichen Aufsätze selber, nicht die Zeitschrift als Ganzes, sind 
Werkexemplare im Sinne von Art. 19 Abs. 3 lit. a URG.

● Kopieren einzelner Zeitschriftenaufsätze, die auch über die Online-Archive 
erhältlich sind, ist vollständige Vervielfältigungen im Handel erhältlicher 
Werkexemplare im Sinne von Art. 19 Abs. 3 lit. a URG.

→ Dokumentenlieferdienst fällt unter Art. 19 Abs. 3 lit. a URG
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Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 7. April 2014

● Es muss der Öffentlichkeit auch beim gleichzeitigen elektronischen Angebot 
von Einzelartikeln nach wie vor erlaubt sein, in Bibliotheken Kopien von 
Werkexemplaren anzufertigen oder anfertigen zu lassen.

● Möglich, da der private Kreis (Art. 19 Abs. 1 lit. a URG), der nach Abs. 2 die 
Hilfe einer Bibliothek zur Vervielfältigung in Anspruch nimmt, nach 
zutreffender Auffassung gar nicht unter Art. 19 Abs. 3 lit. a URG fällt.

● Die bis anhin übliche Unterscheidung des Privatgebrauchs im engeren vom 
Privatgebrauch im weiteren Sinne kann nicht aufrechterhalten werden.

Fall: ETH-Bibliothek
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Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 7. April 2014

● Das (vollständige) Kopieren eines im Handel erhältlichen Werkexemplars mit 
Hilfe eines von einer Bibliothek zur Verfügung gestellten Kopiergeräts ist 
einer natürlichen Person gestattet, welche die Vervielfältigung zu ihrem 
eigenen persönlichen Gebrauch verwendet.

● Aber: Versendung von Kopien durch die Bibliothek gehört nicht zu den nach 
Art. 19 Abs. 2 URG zulässigen Handlungen, zumal die Bestimmung lediglich 
den Terminus "Herstellen" verwendet, der die Anfertigung einer digitalen 
oder analogen Kopie abdeckt, jedoch nicht deren anschliessende Versendung.

Fall: ETH-Bibliothek
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Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 7. April 2014

● Der von der Beschwerdeführerin betriebene Dokumentenlieferdienst falle 
unter Art. 19 Abs. 3 lit. a URG und ist daher unzulässig.

● Der Konsument, der unter die Schrankenbestimmung von Art. 19 Abs. 1 lit. 
a-c URG zu subsumieren ist, kann nach wie vor eine Kopie eines 
wissenschaftlichen Aufsatzes auf einem durch die Bibliothek zur Verfügung 
gestellten Kopiergerät herstellen oder herstellen lassen, auch wenn dieser 
Artikel gleichzeitig durch einen Verlag auf einer Online-Plattform angeboten 
wird.

Fall: ETH-Bibliothek
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Fall: ETH-Bibliothek
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BGE 140 III 616: ausschliesslich Anfertigung einer Kopie zulässig, nicht jedoch 
E-Mail-Versand?

● E. 3.4.2: Dieser Auffassung kann nicht gefolgt werden. Art. 19 Abs. 2 URG soll 
verhindern, dass ein Dritter (wie etwa eine Bibliothek), der die Kopie für den zum 
Eigengebrauch Berechtigten herstellt, Art. 10 Abs. 2 lit. a URG verletzt. Die 
Anwendbarkeit von Art. 19 Abs. 2 URG setzt nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung 
nicht voraus, dass sich die Dienstleistung des Dritten auf den technischen 
Kopiervorgang beschränkt, sofern mit den weiteren Handlungen nicht in fremde 
Urheberrechte eingegriffen wird. Der Dritte darf etwa auch aus eigenen Beständen 
kopieren, vorausgesetzt der tatsächliche Zugang zum Originalexemplar erfolgt 
rechtmässig.

https://perma.cc/E5YR-8FT9


Fall: ETH-Bibliothek
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BGE 140 III 616: ausschliesslich Anfertigung einer Kopie zulässig, nicht jedoch 
E-Mail-Versand?

● E. 3.4.3: “Wie die Beschwerdeführerin zutreffend ausführt, ist grundsätzlich nur die 
Vervielfältigung, nicht aber das Versenden einer Kopie an den Berechtigten ein urheberrechtlich 
relevanter Vorgang. Dass es sich bei der Versendung einer einzelnen Kopie an den zum 
Eigengebrauch Berechtigten auf dessen Bestellung hin um ein Verbreiten nach Art. 10 Abs. 2 lit. b 
URG oder um ein Zugänglichmachen nach Art. 10 Abs. 2 lit. c URG handeln würde, bringen auch die 
Beschwerdegegnerinnen zu Recht nicht vor [...] Stellt das Versenden einer (erlaubterweise 
erstellten) Kopie an den zum Eigengebrauch berechtigten Auftraggeber keine urheberrechtliche 
Nutzungshandlung dar, besteht kein Anlass, diesen Vorgang eigens zu erlauben. Ist ein Dritter (wie 
etwa eine Bibliothek) nach Art. 19 Abs. 2 URG befugt, Kopien in analoger oder digitaler Form 
herzustellen, darf er diese auch an den zum Eigengebrauch Berechtigten versenden”.

●

https://perma.cc/E5YR-8FT9


Fall: ETH-Bibliothek
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BGE 140 III 616: ausschliesslich Anfertigung einer Kopie zulässig, nicht jedoch 
E-Mail-Versand?

● E. 3.4.4: “Zwar trifft zu, dass bei Erlass von aArt. 19 URG im Jahre 1992 von analogen 
Werkexemplaren ausgegangen wurde und eine Versendung über E-Mail wohl noch 
nicht zur Diskussion stand. Im Zeitpunkt der Gesetzesanpassung im Jahre 2007, die 
gerade vor dem Hintergrund eines nunmehr digitalen Umfelds erfolgte, war die 
elektronische Versendung digitaler Dokumente allerdings bereits weit verbreitet. 
Hinweise darauf, dass der Gesetzgeber infolge der Verfügbarkeit neuer Technologien 
den Eigengebrauch bezüglich digitaler Kopien einschränken wollte, sind jedoch nicht 
ersichtlich. Die Befugnis zum Eigengebrauch bleibt demnach auch hinsichtlich der 
Übergabe der Kopie an den Auftraggeber technologieneutral ausgestaltet;”

https://perma.cc/E5YR-8FT9


Fall: ETH-Bibliothek
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BGE 140 III 616: zum Begriff “im Handel erhältliches Werkexemplar”

● E. 3.6.4: Es wäre “mit [der] Zielrichtung des Gesetzes nicht vereinbar, wenn der zum 
Eigengebrauch Berechtigte im Einzelfall zunächst abzuklären hätte, ob das im kopierten 
Auszug enthaltene (Teil-)Werk gegebenenfalls in anderweitiger Form als einzelne 
Verkaufseinheit im Handel verfügbar ist; vielmehr soll er zur Wahrnehmung der in Abs. 
1 gesetzlich geschützten Interessen der Allgemeinheit auf der Grundlage eines ihm 
konkret vorliegenden Werkexemplars selektiv kopieren dürfen,”

https://perma.cc/E5YR-8FT9


Fall: ETH-Bibliothek
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BGE 140 III 616: zum Begriff “im Handel erhältliches Werkexemplar”

● E. 3.6.5: “Eine einseitige Berücksichtigung der Verlagsinteressen würde jedoch zu kurz 
greifen, strebt die Eigengebrauchsregelung von Art. 19 URG doch gerade einen 
Ausgleich mit Interessen Dritter an. Wäre bei der Beurteilung der Zulässigkeit der 
auszugsweisen Vervielfältigung eines Buchs, einer Zeitung oder Zeitschrift zu 
berücksichtigen, dass der fragliche Abschnitt oder der betreffende Artikel gleichzeitig 
auf einem Online-Archiv eines Verlags gegen Bezahlung angeboten wird, würde das 
gesetzliche Vervielfältigungsrecht ins Leere laufen. Die Verlage hätten es diesfalls in der 
Hand, das auszugsweise Kopieren zu verunmöglichen, indem sie ihre Zeitungen, 
Zeitschriften und Bücher jeweils artikel- bzw. kapitelweise auch online zum 
entgeltlichen Abruf bereitstellen. Dies entspricht eindeutig nicht der Absicht des 
Gesetzgebers.”

https://perma.cc/E5YR-8FT9


● Handelsgericht Zürich: Auch eine Prüfung nach dem Dreistufentest ergibt, 
dass die angebotene Dienstleistung nicht zulässig ist

● Dreistufentest: “Schranken-Schranke”; Schranken des Urheberrechts dürfen 
nur unter drei kumulativen Voraussetzungen vorgesehen werden:
○ muss bestimmte Sonderfälle betreffen
○ darf die normale Verwertung des Werks nicht beeinträchtigen
○ die berechtigten Interessen des Urhebers dürfen nicht unzumutbar verletzt werden

● Art. 9 Abs. 2 RBÜ (Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst)
● Art. 13 TRIPS (Übereinkommen über handelsbez. Aspekte der Rechte d. geistigen Eigentums)
● Art. 10 WCT (WIPO-Urheberrechtsvertrag)

Drei-Stufen-Test
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● BGE 140 III 616: zum Drei-Stufen-Test

● E. 3.6.2: “Entsprechend schliesst Art. 19 Abs. 3 lit. a URG - ausserhalb des 
privaten Kreises nach Art. 19 Abs. 1 lit. a URG - die vollständige oder 
weitgehend vollständige Vervielfältigung im Handel erhältlicher 
Werkexemplare im Rahmen des Eigengebrauchs aus und erlaubt nur ein 
selektives Kopieren.”

● “Die Bestimmung dient damit der Verfeinerung der im Eigengebrauchsrecht 
vorgenommenen Interessenabwägung im Lichte der auf Art. 9 Abs. 2 RBÜ 
basierenden staatsvertraglichen Grundlagen.”

Drei-Stufen-Test
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● BGE 140 III 616: zum Drei-Stufen-Test

● E. 3.6.2. “Art. 19 Abs. 3 lit. a URG entspringt - wie die 
Eigengebrauchsregelung von Art. 19 URG insgesamt - dem 
gesetzgeberischen Bestreben, einen Ausgleich zwischen verschiedenen 
grundrechtlich geschützten Interessen herzustellen, so insbesondere 
zwischen der Eigentumsgarantie (Art. 26 Abs. 1 BV) einerseits und den 
Kommunikationsgrundrechten (Kultusfreiheit , Meinungs- und 
Informationsfreiheit, Medienfreiheit, Anspruch auf Grundschulunterricht, 
Wissenschaftsfreiheit, Kunstfreiheit und Wirtschaftsfreiheit) andererseits.”

Drei-Stufen-Test
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Drei-Stufen-Test

● BGE 140 III 616: zum Drei-Stufen-Test

● E. 3.6.6: “Unter diesen Umständen ist nicht von einer unverhältnismässigen 
Einschränkung der Verwertungsmöglichkeiten der Verlage auszugehen; die 
normale Verwertung des Werks im Sinne von Art. 9 Abs. 2 RBÜ, die nach der 
Behauptung der Beschwerdegegnerinnen im entgeltlichen Angebot der 
Einzelartikellieferung liegt, ist nicht beeinträchtigt.”

● E. 3.6.6 S. 635: “Insgesamt ist ein unzumutbarer Eingriff in die berechtigten 
Interessen der Rechtsinhaber nicht erkennbar. Die erfolgte Auslegung ist mit 
den staatsvertraglichen Vorgaben des Dreistufentests vereinbar.”
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